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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Strafrecht

Die Verfolgung der auf internationalem Niveau tätigen Kriminellen (namentlich im
Bereich des organisierten Verbrechens und der Wirtschaftskriminalität) wird durch die
kantonale Organisation der Polizei- und Justizbehörden erschwert. Der Ständerat hiess
deshalb – trotz föderalistischer Bedenken Danioths (cvp, UR) – eine Motion Rhinow
(fdp, BL) für eine Vereinheitlichung der Strafprozessordnung in der Schweiz gut. Der
Bundesrat hatte sich ursprünglich für die Umwandlung in ein Postulat ausgesprochen,
nachdem aber eine Expertengruppe ebenfalls Handlungsbedarf konstatiert hatte, war er
mit der Motionsform einverstanden. Er nahm den Vorschlag zudem in den
Vernehmlassungsentwurf für die Totalrevision der Bundesverfassung auf. Auch der
Nationalrat stellte sich hinter den Vorstoss und überwies zudem noch eine
gleichlautende Motion Schweingruber (fdp, JU) (Mo. 94.3181). Dieselbe Zielrichtung
verfolgen auch die im Berichtsjahr eingereichten Standesinitiativen der Kantone Basel-
Stadt, Basel-Land, St. Gallen und Solothurn. 1

MOTION
DATUM: 10.04.1995
HANS HIRTER

Privatrecht

Der Ständerat folgte in der Sommersession 2021 stillschweigend seiner
Rechtskommission und gab der Solothurner Standesinitiative für kostendeckende
Gebühren im Zivilstandswesen (Kt.Iv. 20.312) keine Folge. Stattdessen nahm er die
Kommissionsmotion für eine Überprüfung der Kostenstruktur im Zivilstandswesen an,
die vom Bundesrat darüber hinaus verlangte, die Tarife so neu zu gestalten, dass die
Kantone einen besseren Kostendeckungsgrad erreichen können. Der Bundesrat hatte
die Annahme der Motion beantragt. Wie Justizministerin Karin Keller-Sutter erklärte,
seien die Kantone innerhalb der KKJPD bereits dabei, ein neues Gebührenmodell
auszuarbeiten, das der Bund in seiner Diskussion berücksichtigen könne. 2

MOTION
DATUM: 16.06.2021
KARIN FRICK

Institutionen und Volksrechte

Wahl- und Abstimmungsverfahren

Aufgrund der aktuellen Bevölkerungsentwicklung wird es für die Nationalratswahlen
2015 zu einer Verschiebung der Sitzzahlen pro Kanton für den Nationalrat kommen. Die
Kantone Bern (ab 2015 noch 25 Sitze), Solothurn (noch 6 Sitze) und Neuenburg (noch 4
Sitze) müssen je einen Sitz abgeben, während die Kantone Zürich (neu 35 Sitze), Aargau
(neu 16 Sitze) und Wallis (neu 8 Sitze) ihre Sitzzahl entsprechend um je einen Sitz
aufstocken können. In Zukunft soll die Zuteilung alle vier Jahre neu berechnet werden.
In der Presse wurde vermutet, dass jene Kantone von zusätzlichen Sitzen profitieren, in
denen die Zuwanderung aufgrund der Personenfreizügigkeit gross ist. Eine Motion der
SVP-Fraktion, welche die Berechnung der Sitzzahlen auf der Basis der Schweizer
Bevölkerung sowie der Ausländer mit C- oder B-Ausweis statt der Berechnung auf Basis
der gesamten Wohnbevölkerung verlangt hatte, wurde im Nationalrat im Berichtjahr
abgelehnt. 3

MOTION
DATUM: 07.03.2013
MARC BÜHLMANN
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Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Eine Motion der FDP (Mo. 07.3046) und eine Motion Pfisterer (fdp, AG) sowie eine
Standesinitiative aus dem Kanton Solothurn (St. Iv. 05.307) und eine aus dem Kanton
Aargau (St. Iv. 05.310) verlangten eine Vereinfachung der Besteuerung von natürlichen
Personen. Während die FDP sich lediglich für eine Vereinfachung der Besteuerung der
natürlichen Personen einsetzte, schlug der Ständerat Pfisterer eine Flat-Rate-Tax oder
eine Reduktion auf wenige Tarifstufen vor, liess aber die Wahl des definitiven Modells
zur Vereinfachung offen. Auch der Kanton Solothurn schlug eine Flat-Rate-Tax vor,
während der Kanton Aargau in seiner Standesinitiative das zu wählende Modell zur
Vereinfachung der Besteuerung von natürlichen Personen ebenfalls offenliess.
Abgesehen von der Motion Pfisterer lehnte das Parlament alle Vorstösse ab. Die beiden
Standesinitiativen waren zwar zunächst vom Nationalrat angenommen worden, der
Ständerat lehnte diese aber anschliessend wieder ab. 4

MOTION
DATUM: 19.12.2007
LINDA ROHRER

Der Ständerat befasste sich mit der Vereinfachung des Steuersystems und behandelte
dabei drei Standesinitiativen (ZH, St. Iv. 08.324; AR, St. Iv. 05.310; SO, St. Iv. 05.307)
sowie eine Motion der FDP-Fraktion. Die Kommissionssprecher wiesen darauf hin, dass
der Bundesrat mit der Überweisung der Motion Pfisterer (fdp, AG) bereits zum Handeln
gezwungen sei und dass nun die Federführung zu einer solch komplexen Reform beim
Bundesrat und nicht bei einer parlamentarischen Kommission liegen solle. Einzig die
Motion der FDP-Fraktion, die eine Revision des DBG und des StHG forderte, sei offen
genug formuliert, um den Handlungsspielraum des Bundesrates und der Kommission
nicht einzuschränken. Der Ständerat folgte der Argumentation seiner Kommission und
lehnte die Standesinitiativen allesamt ab, hingegen überwies er die Motion der FDP-
Fraktion. 5

MOTION
DATUM: 17.03.2010
NATHALIE GIGER

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Hochschulen

Der Ständerat verwarf in der Frühjahrssession eine Motion der Kommission für
Wissenschaft, Bildung und Kultur des Nationalrats sowie eine Solothurner
Standesinitiative für die Harmonisierung von Stipendien und anderen
Ausbildungsbeihilfen. Seine vorberatende Kommission hatte die Vorstösse zur
Ablehnung empfohlen, weil die Harmonisierung der Stipendien mit dem 2009
beschlossenen Konkordat bereits von den Kantonen in Angriff genommen worden war.
Der Nationalrat sprach sich in der Wintersession mit 80 zu 66 Stimmen dafür aus, der
Standesinitiative Folge zu geben. Gleichzeitig hiess die Grosse Kammer mit 89 zu 54
Stimmen auch eine parlamentarische Initiative ihrer Kommission für Wissenschaft,
Bildung und Kultur gut. Diese möchte die Bundesmittel im Bereich der
Ausbildungsbeiträge aufstocken und die zusätzlichen Mittel dafür einsetzen, die
Mobilität der Studierenden innerhalb der Schweiz und Europas zu fördern. Eine
Minderheit der Kommission, angeführt von Lieni Füglistaller (svp, AG) machte geltend,
die Initiativen führten für den Bund zu erheblichen Mehrausgaben und dies in einem
Bereich, der gemäss Verfassung klar den Kantonen zugeordnet sei. Die Ratsmehrheit
liess sich von diesem Argument jedoch nicht überzeugen. 6

MOTION
DATUM: 09.03.2010
ANDREA MOSIMANN
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